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61/A XXVI. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Claudia Gamon, MSc (WU), Mag. Gerald Loacker, Michael Bernhard, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz - ASVG 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen 
Stichtagen gesucht werden) 

Bundesgesetz über vom 9. September 1995 
über die Allgemeine Sozialversicherung, BGBl. 
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 2/2018, wird wie folgt 
geändert: 

 

 1. In § 8 Abs. 1 Z 2 lit g entfallen die Wörter „und 
überwiegend“. 

 

§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten 
Versicherungen sind überdies auf Grund dieses 
Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. in der Krankenversicherung 

 a) ………….. 

 

 2. in der Pensionsversicherung 

 a) Personen, die Wochengeld beziehen 
oder deren Anspruch auf Wochengeld 
ruht; 

 § 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten 
Versicherungen sind überdies auf Grund dieses 
Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. in der Krankenversicherung 

 a) ……………. 

 

 2. in der Pensionsversicherung 

 a) Personen, die Wochengeld beziehen 
oder deren Anspruch auf Wochengeld 
ruht; 

w
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 b) Personen, die eine Geldleistung nach 
dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 
(AlVG), BGBl. Nr. 609, nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz (SUG), 
BGBl. Nr. 642/1973, oder nach dem 
Überbrückungshilfengesetz (ÜHG), 
BGBl. Nr. 174/1963, oder eine 
Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes nach dem 
Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG), 
BGBl. Nr. 313/1994, rechtmäßig 
beziehen, wenn sie nicht nach § 4 
Abs. 1 Z 8 pflichtversichert sind, oder 
Notstandshilfe oder erweiterte 
Überbrückungshilfe ausschließlich 
wegen Anrechnung des Einkommens 
des Partners oder der Partnerin nicht 
beziehen oder deren Anspruch auf 
Arbeitslosengeld ausschließlich nach 
§ 16 Abs. 1 lit. l AlVG ruht; 

 c) die BezieherInnen von Krankengeld, 
Rehabilitationsgeld und 
Wiedereingliederungsgeld; 

 d) Personen, die nach dem 
Wehrgesetz 2001 

 aa) Präsenz- oder Ausbildungsdienst 
leisten, ausgenommen die in 
sublit. bb genannten Personen, 

 bb) Ausbildungsdienst leisten, ab dem 
13. Monat des 
Ausbildungsdienstes, 

 b) Personen, die eine Geldleistung nach 
dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 
(AlVG), BGBl. Nr. 609, nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz (SUG), 
BGBl. Nr. 642/1973, oder nach dem 
Überbrückungshilfengesetz (ÜHG), 
BGBl. Nr. 174/1963, oder eine 
Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes nach dem 
Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG), 
BGBl. Nr. 313/1994, rechtmäßig 
beziehen, wenn sie nicht nach § 4 
Abs. 1 Z 8 pflichtversichert sind, oder 
Notstandshilfe oder erweiterte 
Überbrückungshilfe ausschließlich 
wegen Anrechnung des Einkommens 
des Partners oder der Partnerin nicht 
beziehen oder deren Anspruch auf 
Arbeitslosengeld ausschließlich nach 
§ 16 Abs. 1 lit. l AlVG ruht; 

 c) die BezieherInnen von Krankengeld, 
Rehabilitationsgeld und 
Wiedereingliederungsgeld; 

 d) Personen, die nach dem 
Wehrgesetz 2001 

 aa) Präsenz- oder Ausbildungsdienst 
leisten, ausgenommen die in 
sublit. bb genannten Personen, 

 bb) Ausbildungsdienst leisten, ab dem 
13. Monat des 
Ausbildungsdienstes, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 e) Personen, die auf Grund des 
Zivildienstgesetzes ordentlichen oder 
außerordentlichen Zivildienst leisten, 
wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 f) Personen, die Übergangsgeld nach 
diesem Bundesgesetz beziehen, wenn 
sie nicht nach § 4 Abs. 1 Z 8 
pflichtversichert sind; 

 g) Personen, die ihr Kind (§ 227a Abs. 2) 
in den ersten 48 Kalendermonaten 
nach der Geburt oder im Fall einer 
Mehrlingsgeburt ihre Kinder in den 
ersten 60 Kalendermonaten nach der 
Geburt tatsächlich und überwiegend 
im Sinne des § 227a Abs. 4 bis 6 im 
Inland erziehen, wenn sie zuletzt nach 
diesem Bundesgesetz 
pensionsversichert oder noch nicht 
pensionsversichert waren; 

 h) die Wissenschaftlichen 
(Künstlerischen) MitarbeiterInnen (in 
Ausbildung) nach § 6 des 
Bundesgesetzes über die Abgeltung 
von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Tätigkeiten an 
Universitäten und Universitäten der 
Künste, BGBl. Nr. 463/1974; 

wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 e) Personen, die auf Grund des 
Zivildienstgesetzes ordentlichen oder 
außerordentlichen Zivildienst leisten, 
wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 f) Personen, die Übergangsgeld nach 
diesem Bundesgesetz beziehen, wenn 
sie nicht nach § 4 Abs. 1 Z 8 
pflichtversichert sind; 

 g) Personen, die ihr Kind (§ 227a Abs. 2) 
in den ersten 48 Kalendermonaten 
nach der Geburt oder im Fall einer 
Mehrlingsgeburt ihre Kinder in den 
ersten 60 Kalendermonaten nach der 
Geburt tatsächlich und überwiegend 
im Sinne des § 227a Abs. 4 bis 6 im 
Inland erziehen, wenn sie zuletzt nach 
diesem Bundesgesetz 
pensionsversichert oder noch nicht 
pensionsversichert waren; 

 h) die Wissenschaftlichen 
(Künstlerischen) MitarbeiterInnen (in 
Ausbildung) nach § 6 des 
Bundesgesetzes über die Abgeltung 
von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Tätigkeiten an 
Universitäten und Universitäten der 
Künste, BGBl. Nr. 463/1974; 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 i) die zur Fremdsprachenassistenz nach 
§ 3a des Lehrbeauftragtengesetzes 
bestellten Personen; 

 j) pflegeteilzeitbeschäftigte Personen, 
die ein aliquotes Pflegekarenzgeld 
nach § 21c des 
Bundespflegegeldgesetzes beziehen, 
wenn sie auf Grund des 
Dienstverhältnisses, in dem 
Pflegeteilzeit vereinbart wurde, der 
Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung unterliegen; 

 k) die Bezieher des Familienzeitbonus 
nach dem Familienzeitbonusgesetz, 
wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der 
nachstehend bezeichneten Tätigkeiten 
(Beschäftigungsverhältnisse): 

 a) …………… 

  

 i) die zur Fremdsprachenassistenz nach 
§ 3a des Lehrbeauftragtengesetzes 
bestellten Personen; 

 j) pflegeteilzeitbeschäftigte Personen, 
die ein aliquotes Pflegekarenzgeld 
nach § 21c des 
Bundespflegegeldgesetzes beziehen, 
wenn sie auf Grund des 
Dienstverhältnisses, in dem 
Pflegeteilzeit vereinbart wurde, der 
Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung unterliegen; 

 k) die Bezieher des Familienzeitbonus 
nach dem Familienzeitbonusgesetz, 
wenn sie zuletzt nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversichert oder 
noch nicht pensionsversichert waren; 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der 
nachstehend bezeichneten Tätigkeiten 
(Beschäftigungsverhältnisse): 

 a) …………… 

 

 2. In § 227a Abs. 1 entfallen die Wörter „und 
überwiegend“. 

 

§ 227a. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit 
nach dem 31. Dezember 1955 und vor dem 
1. Jänner 2005 gelten überdies in dem Zweig der 
Pensionsversicherung, in dem die letzte 
vorangegangene Beitragszeit bzw. beim Fehlen 
einer solchen, in dem die erste nachfolgende 

 § 227a. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit 
nach dem 31. Dezember 1955 und vor dem 
1. Jänner 2005 gelten überdies in dem Zweig der 
Pensionsversicherung, in dem die letzte 
vorangegangene Beitragszeit bzw. beim Fehlen 
einer solchen, in dem die erste nachfolgende 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Beitragszeit vorliegt, bei einer (einem) 
Versicherten, die (der) ihr (sein) Kind (Abs. 2) 
tatsächlich und überwiegend erzogen hat, die Zeit 
dieser Erziehung im Inland im Ausmaß von 
höchstens 48 Kalendermonaten, gezählt ab der 
Geburt des Kindes. Im Fall einer Mehrlingsgeburt 
verlängert sich diese Frist auf 60 
Kalendermonate. 

 

Beitragszeit vorliegt, bei einer (einem) 
Versicherten, die (der) ihr (sein) Kind (Abs. 2) 
tatsächlich und überwiegend erzogen hat, die Zeit 
dieser Erziehung im Inland im Ausmaß von 
höchstens 48 Kalendermonaten, gezählt ab der 
Geburt des Kindes. Im Fall einer Mehrlingsgeburt 
verlängert sich diese Frist auf 60 
Kalendermonate. 

 

 3. § 227a Abs. 4 lautet:  

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind 
besteht in den jeweiligen Zeiträumen nur für die 
Person, die das Kind tatsächlich und überwiegend 
erzogen hat. Für die Zuordnung zum jeweiligen 
Elternteil gelten die Abs. 5, 6 und 7. 

 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind 
besteht in den jeweiligen Zeiträumen nur für jene 
Personen, die an der Erziehung des Kindes auch 
tatsächlich beteiligt waren. Für die Zuordnung der 
Zeiträume zu den jeweiligen Elternteilen gelten 
die Abs. 5, 6 und 7. 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind 
besteht in den jeweiligen Zeiträumen nur für die 
Person, die das Kindjene Personen, die an der 
Erziehung des Kindes auch tatsächlich und 
überwiegend erzogen hat.beteiligt waren. Für die 
Zuordnung zumder Zeiträume zu den jeweiligen 
ElternteilElternteilen gelten die Abs. 5, 6 und 7. 

 

 4. In § 227a Abs. 5 entfallen die Wörter „und 
überwiegend“. 

 

 5. In § 227a Abs. 5 wird die Wortfolge „diese 
Vermutung widerlegen“ ersetzt durch „im 
Einvernehmen mit dem anderen Elternteil die 
Ansprüche aufteilen, sofern nachgewiesen werden 
kann, dass dieser auch an der Kindererziehung 
beteiligt war.“ 

 

(5) Für den Elternteil, 

 1. der im maßgeblichen Zeitraum 
Kinderbetreuungsgeld, Karenzgeld, 

 (5) Für den Elternteil, 

 1. der im maßgeblichen Zeitraum 
Kinderbetreuungsgeld, Karenzgeld, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Sondernotstandshilfe oder eine Leistung 
nach dem Betriebshilfegesetz bezogen 
hat, oder 

 2. der im maßgeblichen Zeitraum nicht der 
Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung unterlag, während 
der andere Elternteil in der 
Pensionsversicherung pflichtversichert 
war, 

besteht die Vermutung, daß er das Kind 
tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Hinsichtlich der in Z 2 genannten Personen kann 
der Elternteil, der im maßgeblichen Zeitraum der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
unterlegen ist, diese Vermutung widerlegen. 

Sondernotstandshilfe oder eine Leistung 
nach dem Betriebshilfegesetz bezogen 
hat, oder 

 2. der im maßgeblichen Zeitraum nicht der 
Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung unterlag, während 
der andere Elternteil in der 
Pensionsversicherung pflichtversichert 
war, 

besteht die Vermutung, daß er das Kind 
tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Hinsichtlich der in Z 2 genannten Personen kann 
der Elternteil, der im maßgeblichen Zeitraum der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
unterlegen ist, im Einvernehmen mit dem 
anderen Elternteil die Ansprüche aufteilen, 
sofern nachgewiesen werden kann, dass dieser 
auch an der Kindererziehung beteiligt 
war.diese Vermutung widerlegen. 

 6. In § 227a wird in Abs. 6 die Wortfolge „besteht 
die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das 
Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ ersetzt 
durch die Wortfolge „wird der Anspruch auf 
beide Elternteile gleichmäßig aufgeteilt. Diese 
Aufteilung kann im Einvernehmen beider 
Elternteile geändert werden.“ 

 

(6) Waren beide Elternteile in der 
Pensionsversicherung pflichtversichert oder lag 
bei keinem der Elternteile eine 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 

 (6) Waren beide Elternteile in der 
Pensionsversicherung pflichtversichert oder lag 
bei keinem der Elternteile eine 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 31.01.2018 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 31.01.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder 
Karenzgeldbezug vor oder bezogen beide 
Elternteile Kinderbetreuungsgeld oder 
Karenzgeld (Karenzgeld bei 
Teilzeitbeschäftigung), besteht die Vermutung, 
daß die weibliche Versicherte das Kind 
tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Diese 
Vermutung kann widerlegt werden. 

 

bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder 
Karenzgeldbezug vor oder bezogen beide 
Elternteile Kinderbetreuungsgeld oder 
Karenzgeld (Karenzgeld bei 
Teilzeitbeschäftigung), wird der Anspruch auf 
beide Elternteile gleichmäßig aufgeteilt. Diese 
Aufteilung kann im Einvernehmen beider 
Elternteile geändert werden.besteht die 
Vermutung, daß die weibliche Versicherte das 
Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Diese Vermutung kann widerlegt werden. 

 

 7. § 227a Abs. 7 lautet:   

(Anm. RIS: Abs. 7 aufgehoben durch BGBl. I 
Nr. 145/2003) 

 

(7) Werden die Ersatzzeiten gem. Abs. 5 oder 6 
zwischen den Elternteilen aufgeteilt, werden diese 
Ersatzzeiten monatsweise jeweils einem der 
Elternteile zugeordnet. 

(7) Werden die Ersatzzeiten gem. Abs. 5 
oder 6 zwischen den Elternteilen aufgeteilt, 
werden diese Ersatzzeiten monatsweise jeweils 
einem der Elternteile zugeordnet. 

Anmerkung ParlDion: Divergenz zwischen 
Novellierungsanordnung und vorgeschlagener 
Fassung 

8. Nach § 696 wird folgender § 697 samt 
Überschrift angefügt: 

 

 Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. xx/2018 

Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 713. § Die §§ 8 und 227a Abs. 1 sowie 4 bis 7 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xx/2018 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft und 
sind auf Geburten nach dem 31. Dezember 2018 
anzuwenden. 

§ 713. § Die §§ 8 und 227a Abs. 1 sowie 4 
bis 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. xx/2018 treten mit 1. Jänner 2019 in 
Kraft und sind auf Geburten nach dem 31. 
Dezember 2018 anzuwenden. 
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